
Er kann deshalb die von ihm wahrge­
nommenen Tatsachen sachkundig darlegen. 
Als Sachverständiger kann er nicht fungie­
ren; er bleibt Zeuge besonderer Art. Jedoch 
kann er eng mit seinen eigenen Wahrneh­
mungen verbundene weitere Aufschlüsse 
begrenzten Umfanges geben (ohne etwa 
gutachterlich tätig zu werden).

So kann ein Ingenieur auf Grund’ selbst 
gehörter anormaler Geräusche kurz vor 
der Havarie an einer Anlage möglicher^ 
weise zu relativ exakten Schlußfolgerun­
gen für die Ursache der Havarie gelangen. 
Soweit er über die von ihm selbst wahr­
genommenen- Tatsachen aussagt, ist er 
Zeuge. Unter dem Gesichtspunkt jedoch, 
daß zur Wahrnehmung eines die bevor­
stehende Havarie ankündigenden Geräu­
sches eine besondere Sachkunde notwen­
dig ist, beobachtet er zielgerichteter als 
ein Laie das für den Vorgang Typische 
und kann als sachverständiger Zeuge Aus­
kunft, über Dauer, Stärke und Rhythmus 
des Geräusches sowie über dessen symp­
tomatische Bedeutung Auskunft geben. Im 
Unterschied zum Sachverständigengutach­
ten waren seine Beobachtungen, die Aus­
gangspunkt der von ihm geäußerten Er­
kenntnisse sind, nicht geplant und beab­
sichtigt und seine Anwesenheit am Ereig­
nisort war in bezug auf das eingetretene 
Ereignis, das Gegenstand der Beweisfüh­
rung ist, zufällig.

Der sachverständige Zeuge muß seine 
Aussage in der Hauptverhandlung unmit­
telbar mündlich machen. Er kann nicht ge­
mäß § 39 Abs. 4 abgelehnt werden. Seine' 
Aussage besitzt als Zeugenaussage in der 
Regel einen großen Informations- und Be­
weiswert. Sie ist jedoch wie jede Zeugen­
aussage einer genauen Würdigung zu un­
terziehen. Bei der Beweiswürdigung muß 
besonders berücksichtigt werden, daß mit­
unter eine mehr oder minder enge Bezie­
hung zu der strafbaren Handlung bestehen 
kann und sich daraus ebenfalls beabsich­
tigte oder unbeabsichtigte Verzerrungen in 
der Aussage ergeben können.37

5.8.2.
Die Aussagen des Kollektivvertreters
Der in einer Beratung des Kollektivs be­
auftragte Vertreter hat die Aufgabe, vor 
Gericht die Meinungen und Auffassungen 
des Kollektivs zur Straftat selbst, zu den

Folgen, den Ursachen und Bedingungen 
und zur Persönlichkeit des Angeklagten 
darzulegen. Er legt vor allem Auffassungen 
und Wertungen dar, die nicht nur seiner 
persönlichen Meinung entsprechen, sondern 
kollektiv erarbeitet wurden. Insofern sind 
die Ausführungen des Kollektivvertreters 
keine Beweismittel (Umkehrschluß aus § 24 
Abs. 2). Gemäß § 36 Satz 2 ist er jedoch ver­
pflichtet, „zu erläutern, von welchen Um­
ständen das Kollektiv bei seiner Beratung 
und der Bildung seiner Auffassung ausge­
gangen ist“. Damit sind in seinen Ausfüh­
rungen auch Informationen über konkrete 
Verhaltensweisen enthalten, die als Beweis­
gründe für den Nachweis der Wahrheit der 
Erkenntnisse der Organe der Strafrechts­
pflege angeführt werden können. Insoweit 
sind auch die Ausführungen des Kollektiv­
vertreters ein Beweismittel.

So ist die Feststellung des Kollektivver­
treters, der Angeklagte habe eine schlechte 
Arbeitsmoral, eine reine Wertung und 
kein Beweismittel. Die Angaben jedoch, 
daß das Kollektiv zu dieser Meinung kam, 
weil der Angeklagte eine bestimmte An­
zahl von Arbeitstagen ohne triftigen 
Grund der Arbeit fernbljeb, die Arbeits­
zeit nicht effektiv nutzte und durch qua­
litativ und quantitativ unzureichende Ar­
beitsergebnisse die Planerfüllung des Kol­
lektivs gefährdete, enthalten konkrete 
Informationen über das Verhalten des 
Angeklagten und seine gesellschaftliche 
Wirkung.

Macht der Kollektivvertreter in seinen 
Darlegungen konkrete Angaben, ist er 
ebenfalls zur Wahrheit verpflichtet. Darauf 
wird er vom Gericht hingewiesen. Da er je­
doch nicht seine persönliche Meinung und 
seine persönlichen Erkenntnisse vorträgt, 
sondern an die kollektiv erarbeitete Mei­
nung gebunden ist, kann er für falsche An­
gaben vor Gericht strafrechtlich nicht zur 
Verantwortung gezogen , werden (§ 230 
StGB findet keine Anwendung). Sollten in 
den Darlegungen Widersprüche zu dem in 
der Akte enthaltenen Protokoll über die

37 Vgl. R. Herrmann/K. Moldenhauer, „Bei 
Finanzdelikten die Beweisführung ratio­
nell gestalten“, Forum der Kriminalistik, 
1973, S. 398 ff.; H. Luther, „Zur prozessua­
len Stellung des Hauptbuchhalters im 
Strafverfahren“, Neue Justiz, 1975,6, S. 175.
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